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Bis zum 1. März 2008, knapp 
vier Wochen vor Ablauf der 

Volksinitiative, waren von den 
niedersächsischen Gemeinden 
ca. 13.000 Unterschriften ge-
gen die Kürzungen bei Bus und 
Bahn beim Landeswahlleiter 
gemeldet worden. Dieses Zwi-
schenergebnis macht deutlich, 
dass die Volksinitiative trotz ihres 
breiten Fundamentes der vielen 
beteiligten Organisationen auch 
mit der ordentlichen Anzahl an 
vorliegenden Unterschriften im 
Endspurt keine Chance mehr 
hatte, das Quorum von 70.000 
Unterschriften bis zum 29. März 
2008 zu erreichen.

Die Initiative des Bündnisses ge-
gen Kürzungen bei Bus und Bahn 
war zwar mit ihrem Anliegen, den 
Landtag zu zwingen, sich erneut 
mit dem Thema zu beschäftigen, 
nicht erfolgreich. In der Sache 
konnte die Landesregierung 
allerdings so weit unter Druck 
gesetzt werden, dass sich die 
Regierungsfraktionen CDU und 
FDP im Sommer 2007 gezwungen 
sahen, den Forderungen zumin-
dest entgegen zu kommen. Für 
den ÖPNV bedeutet das je 15 
Mio. Euro Landeszuschuss für die 
Jahre 2008 und 2009. 

Die zusätzlichen Mittel wurden 
den Aufgabenträgern zweck-
gebunden für den Schienenper-
sonennahverkehrsbetrieb zur 
Verfügung gestellt. Problematisch 
war dabei besonders, dass nach 
den ersten Kürzungen 2007 die 
vorherigen Leistungen von den 
ÖPNV-Aufgabenträgern auf 
eigene Kosten weitgehend auf-
rechterhalten worden waren und 
diese Leistungen vom Land jetzt 
trickreich als Bestand angenom-
men wurden, auf die Ihr Zuschuss 
noch oben drauf kam. 

Nach Darstellung der Landesre-
gierung waren die zusätzlichen 
Landesmittel damit ausreichend, 
um Abbestellungen bei der Be-
triebsleistung zu vermeiden. Das 
behauptet sie ungeachtet der 
Tatsache, dass die zusätzlich zur 
Verfügung gestellten Mittel nur 
einen Bruchteil der finanziellen 
Kürzungen ausgleichen. Die 
dennoch erfolgten Abbestel-
lungen von Leistungen sind laut 
Landesregierung unabhängig von 
den Kürzungen der Regionalisie-
rungsmittel entstanden.

Selbst bei der Landesnahver-
kehrsgesellschaft, die über eine 
erhebliche Finanzrücklage ver-
fügt, reichte dieser „Wahl-

kampf“-Zuschuss nicht aus: Es 
mussten allein hier auch in 2008 
Verkehrsleistungen für 690.000 
Euro abbestellt werden. Ein 
ausreichendes Finanzbudget ist 
das nicht! 

Ich finde aber angesichts des 
enormen Aufwands, mit der jede 
Unterschrift für die Aktivisten ver-
bunden war, und dem zugegeben 
trickreichen Teilentgegenkom-
men der Regierungsfraktionen 
kann sich das Ergebnis zwischen 
20 und 25 Prozent erreichtem 
Quorum sehen lassen.

Insgesamt betrachtet ist das 
natürlich kein bleibender Erfolg. 
Denn eines ist doch klar: Ohne 
neuen Druck von außen wird es 
keine Nachfolgeregelung für den 
Zuschuss von 15 Millionen Euro 
pro Jahr geben und auch sonst 
keine Verbesserung in der ÖV-
Finanzierung. Im Gegenteil, den 
Privatisierern und Sparfüchsen 
von der Regierungsbank werden 
vermutlich sogar noch weitere 
Kürzungsgelüste kommen.

Hier gilt es, das bisherige Bündnis 
mit aktuellen Forderungen zu 
erneuern und mit einigen kon-
kreten Aktivitäten auch in Zukunft 
öffentlich sichtbar zu halten.

Die Fakten zum Bahnangebot 
sehen bei Licht betrachtet fol-
gendermaßen aus:

1. Kürzungsanteil Regionalisie-
rungsmittel in Relation zu den 
alten Bundeszusagen: 

2007: -7,68%

2008: -10,4 %

2009: -11,73 %

2010: -13,03 %

In entsprechender Höhe werden 
die Zuweisungen an die Aufga-
benträger gekürzt (Novellierung 
des Niedersächsischen Nahver-
kehrsgesetzes ist bereits erfolgt), 
was zu Einschränkungen bei 
Ausbau und Qualität der ÖPNV 
Einrichtungen vor Ort führt.

2. Die investiven Zuweisungen 
des Landes an den SPNV-Auf-
gabenträger (Schienenpersonen-
nahverkehr) verringern sich von 
44,91 Mio Euro im Jahr 2006 
auf:

2007: 38,43 Mio Euro

2008: 19,22 Mio Euro (-60%)

2009: 12,58 Mio Euro (-70 %)

2010: 6 Mio Euro (-85 %)

Diese Unterfinanzierung wird 
schon in Kürze zu nachlassender 
Attraktivität und Qualität des 

ÖV-Angebotes in Niedersachsen 
führen. Busse und Bahnen werden 
unansehnlich und veralten.

3. Die Mittel zum Bestellen von 
Verkehrsleistungen die 2003 noch 
bei 401 Mio. Euro in Niedersach-
sen lagen, wurden bis 2006 auf 
392 Mio. Euro abgesenkt und 
bleiben trotz steigender Löhne 
und Energiepreise 2008 bei 391 
Mio Euro und 2009 bei 398 Mio. 
Euro.
Das führt zu Abbestellungen trotz 
zum Teil verdichteter Angebote 
um Ballungsräume:

2007: 

829.653 km = -1,69 %

LNVG -0,88 %

ZGB - 8,97 %

2008: 

698.520 km = -1,42 %

LNVG -1,07 %

Region H.- 0,29 %

ZGB - 5,16 %

Minderleistung: -3,11 % der 
Zugleistung aus 2006, 1 .528.173 
Kilometer Angebot fehlen.

Anstatt den Anforderungen des 
Klimaschutzes und des demo-
grafischen Wandels gerecht zu 
werden und mit einer Sicherung 
der Fördermittel den Ausbau der 
Qualität und des Angebotes im 
niedersächsischen ÖPNV weiter 
voran zu bringen, nimmt die 
Regierungsmehrheit Substanz-
verlust und Kundenabwanderung 
in Kauf und wälzt einen Teil der 
Bundeskürzungen auf Kommu-
nen und ÖPNV Kunden ab.

Niedersachsen steht schon heute 
nur auf dem unrühmlichen 12. 
Platz in der ÖPNV-Nutzung pro 
Einwohner im Bundesländer-
vergleich. Wenn keine schnelle 
Kurskorrektur erfolgt, wird das 
Land hier noch weiter absacken 
und noch mehr Menschen sind 
bei uns mangels akzeptablen 
Angebotes gezwungen, ihre Mo-
bilitätsbedürfnisse mit dem Auto 
zu verwirklichen oder zuhause 
zu bleiben. 

Das Bündnis gegen die Kürzungen 
bei Bus und Bahn hakt das for-
male Scheitern der Volksinitiative 
deshalb ab und macht mit Enga-
gement weiter im gemeinsamen 
Einsatz für eine ausreichende 
Finanzierung der ÖPNV-Versor-
gung im ganzen Land. 

Volksinitiative 
Gescheitert
Trotz engagierten Unterschriftensammelns konnte das Bündnis 
gegen Kürzungen bei Bus und Bahn das nötige Quorum nicht er-
reichen. Weitere Bahnkürzungen wurden aber vorerst gestoppt.  
Eine Bilanz von Enno Hagenah

Schwarz-Gelb lässt den ÖPNV im Regen stehen.  
Foto: Johan Koolwaaij

Enno Hagenah

enno.hagenah@
lt.niedersachsen.de
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Pro & Contra 
Mülltrennung
Ist Mülltrennung nach wie vor der aktuellste Weg, um mit Abfall um-
zugehen? Gibt es überhaupt Abfall oder ist alles was wir wegwerfen 
ein Wertstoff? Neue Ansichten zu einem alten Grünen Thema.

Contra:
Als Grüner gegen Mülltrennung, 
geht das überhaupt? Diese Frage 
stellt man sich schon, wenn man 
etwas aufs Korn nimmt, was seit 
Gründungstagen ein Glaubens-
bekenntnis grüner Lebensein-
stellung zu sein scheint. Damals 
war es auch so, dass Trennen 
eine Form der Müllvermeidung 
war, landete doch Unsortiertes 
komplett auf der Kippe und nur 
das persönlich Aussortierte und 
Gesammelte wurde einer Wie-
derverwertung zugeführt. 

Seit Mitte 2005 dürfen Deponien 
nur noch vorbehandelte Abfälle 
aufnehmen, d.h. was privat nicht 
sortiert wird, muss andernorts 
sowieso vorbehandelt werden. 

Gleichzeitig bringen wir nach wie 
vor vier oder mehr Behälter in der 
eigenen Wohnung unter, um da-
heim den Job der Abfallentsorger 
zu übernehmen. 

Ungewolltes einfach wegzu-
schmeißen, ein undenkbarer 
Akt für ökologisch sozialisierte 
Menschen. Aber ist es wirklich so, 
dass 38,72 Millionen Haushalte 
in Deutschland Miniaturwert-
stoffhöfe sein müssen, um eine 
ökologisch einwandfreie Abfall-
entsorgung zu betreiben? Zum 
einen gelingt selbst uns gewis-
senhaften Deutschen die private 
Vorsortierung nur bedingt. Rund 
die Hälfte aller z.B. im gelben Sack 
gesammelten Stoffe, wird dort 
falsch platziert. Auch im Restmüll 
befindet sich ein hoher Anteil von 
Wertstoffen wie Leder, Plastik 
oder Mineralien, der vielerorts 
ungenutzt in der Verbrennungs-
anlage landet. 

Zum anderen könnte schon bald 
der komplette Müll in spezi-
ellen Anlagen vollautomatisch 
getrennt werden. Die Technik 
erbringt heute Trennleistungen, 
die 1991, als die Verpackungs-
verordnung ins Leben gerufen 
wurde, nicht vorstellbar waren. 
So ist Infrarot in der Lage, klar 
zwischen zehn bis 15 Kunst-
stoffen zu unterscheiden. Die 
eingesetzten Geräte können bis 
zu 300.000 Einzelentscheidungen 
in der Sekunde fällen. 

Erste Erfahrungen mit Pilotan-
lagen zeigen, dass die Verwer-
tungsquote in einer solchen 
automatischen Sortieranlage 
wesentlich höher ist, als wenn 
die VerbraucherInnen die Arbeit 
erledigen. 

Bleibt der pädagogische Aspekt. 
Häufig höre ich, dass praktizierte 
Mülltrennung eine gute Möglich-
keit sei, gerade Kinder für die Um-
welt zu sensibilisieren. Aus meiner 
Sicht trügerisch und der falsche 
Ansatz, denn wirklich ökologisch 
ist und bleibt nur der Müll, der gar 
nicht erst entsteht. 

Statt brav wie Aschenputtel die 
Guten ins Töpfchen, die schlech-
ten ins Kröpfchen zu sortieren, 
sollten wir lieber konsequent 
dafür sorgen, dass uns die Ver-
packungsindustrie den Mist nicht 
mehr vor die Füße schmeißt.

Pro:
„ Nun kommen die wieder mit Ih-
rer Mülltrennung!“ Immer wieder 
gibt es Leute, die der Meinung 
sind, dass eine Mülltrennung 
keinen Sinn macht, da ja am Ende 
doch wieder alles zusammen 
geworfen wird, was nicht den 
Tatsachen entspricht. 

Wertstoffsortierung und -ver-
wertung dient dem effizienteren 
Einsatz von Ressourcen und damit 
dem Schutz der Umwelt und der 
Zukunft unserer Kinder.

Die bestehende Verpackungsver-
ordnung hat zu viele Schwächen 
und muss durch eine Wertstoff-
verordnung ersetzt werden. Diese 
soll für alle Verpackungen und 
alle Nichtverpackungen gelten 
(siehe Kasten).

Mit dieser Form der Ressourcen-
abgabe werden langfristig recyc-
lingfähige, haltbare Produkte ge-
fördert. Die Wertstoffsortierung 
findet Zustimmung in weiten 
Kreisen der Bevölkerung.

Ein kurzer Blick in die Geschichte 
zeigt, dass die Erfolgsgeschichte 
der Abfalltrennung schon mehr 
als 35 Jahre zurück reicht. Die 
nach dem Krieg durchaus übliche 
Sammlung von Abfällen – wie 
Altmetalle, Papier und Glas geriet 
in den Wirtschaftswunderjahren 
in Vergessenheit, bevor in den 
70er Jahren die Sortierung von 
Glas wieder eingeführt wurde. In 
den 80ern von Papier/Pappe und 
in den 90ern die Getrenntentsor-
gung von Verpackungen aus 
Kunststoff, Metall, Verbunden 
und von Bioabfällen sowie die 
getrennte Sperrabfallentsorgung 
(Metall, Holz, Grünabfälle, Rest). 
Über Jahre wurde in der Bevölke-
rung das Bewusstsein geschaffen, 
dass Abfälle kein Dreck sind, son-
dern wichtige Rohstoffe, deren 
Getrenntsammlung sich lohnt. 
Die Menschen konnten aktiv und 
täglich etwas zum Umweltschutz 
beitragen. Mit der Verpackungs-
verordnung von 1991 wurden 
Lizenzentgelte für Verpackungen 
eingeführt, wodurch der Ma-
terialverbrauch, insbesondere 
bei Transport- und Umverpa-
ckungen, erheblich reduziert 
wurde. Außerdem hatten die 
in der Verpackungsverordnung 
vorgegebenen Einsammel- und 
Verwertungsquoten für Wert-

Wurde hier korrekt getrennt?                       Foto: Winnie Quan

stoffe eine technische Entwick-
lung angestoßen, die heute die 
vollautomatische Sortierung von 
Wertstoffen, z.B. vom gelben 
Sack, ermöglicht.

Rohstoffknappheit, Ressourcen-
schonung und teilweise hohe 
Erlöse für Wertstoffe sind wichtige 
Gründe für eine sortenreine Wert-
stoffsortierung, denn nur so lassen 
sich Folgekosten für eine aufwän-
digen Nachsortierung vermeiden. 
Mit gut sortierten, sortenreinen 
Wertstoffen werden Höchstprei-
se auf dem Weltmarkt erzielt. 
Damit können die Entsorger die 
Gebühren für die Entsorgung 
niedrig halten. Und nur nebenbei: 
Sachgerechter Umgang mit Abfall 
fängt zu Hause an und nicht erst 
beim Atommüll!

MArk Meissner

mark.meissner@ 
region-hannover.de

Mark Bindert

mark.bindert@ 
htp-tel.de

Wertstoffverordnung
Die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen spricht sich für 
die Abschaffung der Verpackungsverordnung und die Einführung 
einer Wertstoffverordnung aus. Die Schwächen der Verpackungs-
verordnung lassen sich wie folgt skizzieren: 

Stoffgleiche Nichtverpackungen, z.B. Kunststoffbügel, fallen nicht 
unter die Verordnung und gelten weiterhin als Restabfall bzw. als 
Fehlsortierung. Es gibt keine Anreize zur Abfallvermeidung. Die 
Menschen scheinen überfordert mit der Sortierung der Verpackun-
gen für den gelben Sack, die Fehlssortierungsquote ist auch nach 
16 Jahren sehr hoch. 

Die von Bündnis 90/Die Grünen vorgeschlagene Wertstoffver-
ordnung berücksichtigt, dass die Ressourcen knapp werden und 
Wertstoffe (z.B. Metalle, Kunststoffe, Glas, Papier) deshalb Höchst-
preise auf den Weltmärkten erzielen. Es sollen Recyclingquoten 
festgelegt werden. Den Kommunen wird überlassen, wie sie die 
Wertstoffe erfassen wollen. Eine öffentlich-rechtliche Agentur soll 
eine Ressourcenabgabe erheben, die Höhe der Abgabe richtet sich 
nach ökologischen Kriterien. 
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AUSIDEMIBUNDESTAG

Silke Stokar
silke.stokar@wk.bundestag.de
Tel.: 0511 30 66 52

Eckpunkte für Arbeitneh-
mer-Datenschutz-Gesetz

Nicht erst seit der Bespitzelungs-
affäre im Supermarktkonzern 
Lidl sind die großen Defizite des 
Schutzes von Persönlichkeits-
rechten von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern bekannt. 
Die heimliche Überwachung 
von Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern am Arbeitsplatz ist 
längst kein Einzelfall mehr. 
Alltag in deutschen Betrieben 
ist es, den E-Mail-Verkehr 
und die Internetnutzung bis 
ins Detail zu kontrollieren, die 
Beschäftigten mit Kameras und 
Zugangskontrollsystemen zu 
überwachen oder Fahrer und 
Außendienstmitarbeiter über 
das Handy zu orten. Zunehmend 
werden private Detekteien ein-
gesetzt, die die Beschäftigten 
in einer rechtlichen Grauzone 
bespitzeln. Auch illegale Metho-
den der Überwachung werden 
eingesetzt, weil die möglichen 
Geldbußen bei Verstößen so 
niedrig sind, dass sie nicht 
wirklich abschreckend wirken. 
Gerade in den Einzelhandels-
ketten gibt es oft keine gewerk-
schaftliche Vertretung. Dort, wo 
es Betriebsvereinbarungen gibt, 
wird meist nur die private Nut-
zung von Telefon, Internet und 
E-Mail-Verkehr geregelt. Auch 
im Bundesdatenschutzgesetz so-
wie in den bestehenden arbeits-
rechtlichen Regelungen sind die 
Persönlichkeitsrechte abhängig 
Beschäftigter nur unzureichend 
geschützt. Die Rechtssprechung 
ist uneinheitlich und wider-
sprüchlich. So entschied das Bun-
desarbeitsgericht nach Verlusten 
von Sendungen im Briefverteil-
zentrum der Deutschen Post, 
dass das Persönlichkeitsrecht des 
Angestellten höher zu bewerten 
ist, als die Verlustraten bei den 
Sendungen und lehnte die Vide-
oüberwachung der Angestellten 
ab. In anderen Fällen, so bei der 
Videoüberwachung von Mitar-
beitern in einem Getränkemarkt, 
entschied das Gericht anders und 
ließ die Überwachung zu. Bereits 
mehrfach hat der Bundestag die 
Forderung nach einem Arbeit-
nehmer-Datenschutz-Gesetz 
erhoben, zuletzt in seiner Ent-
schließung vom 28.03.2007. 
Angesichts des skandalösen 
Ausmaßes der Überwachung 
von Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern im Einzelhandel, 
aber auch in anderen Branchen 
ist die Große Koalition aufge-
fordert, umgehend einen Ge-
setzentwurf vorzulegen, der die 
Persönlichkeitsrechte abhängig 
Beschäftigter stärkt.

Datenschutzlücken 
schliessen

Zu regeln ist der Zweck der 
Datenerhebung, der Zeitraum 
der Datenspeicherung und ein 
umfassendes Einsichtsrecht für 
die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Notwendig ist 
es, die Vielzahl datenschutz-
rechtlicher Fragestellungen zu-
sammenhängend und in sich wi-
derspruchsfrei zu lösen. Das gilt 
für die Videobeobachtung der 
Beschäftigten am Arbeitsplatz 
ebenso wie für den Umgang mit 
den Personalakten. Die Arbeit-
nehmer sind umfassend darüber 
zu informieren, welche Daten 
wann, wie und zu welchem 
Zweck von ihm erhoben und 
ausgewertet werden. Dem Ar-
beitnehmer ist ein umfassendes 
gesetzliches Auskunfts- und 
Einsichtsrecht in die erhobenen 
und ausgewerteten Daten zu ge-
währen. Auch die Nutzung von 
E-Mail- und Internetdiensten am 
Arbeitsplatz muss gesetzlich ver-
bindlich geregelt werden. Von 
herausgehobener Bedeutung ist 
die Regelung für die Erhebung 
und Verwertung gentechnischer 
Daten im Arbeitsleben. Das von 
der Bundesregierung angekün-
digte Gendiagnostikgesetz muss 
hier eindeutig den Schutz der 
Beschäftigten vor Ausspähung 
der persönlichen Gendaten 
sicherstellen. Die Verfügung 
über die Gendaten muss aus-
schließlich und eindeutig bei 
der Person liegen, von der die 
Daten erstellt wurden.

Die Regelungen, die das Arbeit-
nehmer-Datenschutz-Gesetz 
umfassen muss im Internet unter 
http://www.stokar.de/index/
show/1124330.html 

Politische Bildungsfahrt 
nach Berlin

Die nächste politische Bildungs-
fahrt nach Berlin findet vom 8. 
bis 10. Oktober 2008 statt, An-
meldung im Wahlkreisbüro. 

Top-Runner ist eine energiepo-
litische Maßnahme und heißt, 

dass das energetisch effizienteste 
Gerät einer Produktgruppe als 
Mindeststandard für die gesamte 
Gruppe ab einem späteren 
Stichtag festgelegt wird und ver-
brauchsintensivere Geräte nach 
diesem nicht mehr auf den Markt 
gebracht werden dürfen.

Was sich in so wenigen Worten 
erklären lässt, ist eine wirtschaft-
lich und umweltpolitisch hoch 
komplexe, kreative und mit viel 
Potenzial bestückte Idee. Doch es 
ist nicht selbstverständlich, dass 
diese auch umgesetzt wird. Die 
Vertreter des Top-Runner-Mo-
dells haben es sich zur Aufgabe 
gemacht, mit ihrem Vorschlag die 
Themenfelder Umwelt und Wirt-
schaft auf einen grünen Zweig 
zu bringen. In Japan funktioniert 
genau das bereits seit dem letzten 
Jahrhundert.

Das Modell kann als Weiterent-
wicklung der Kennzeichnung 
mit Buchstaben als Gütesiegel 
interpretiert werden. Deren 
Problem liegt aktuell darin, dass 
die Kennzeichnungen nicht an 
veränderte Standards angepasst 
werden. Eine Waschmaschine, die 
vor drei Jahren mit "A" beglückt 
wurde, bekommt heute das glei-
che Zeichen, obwohl die Technik 
schon deutlich effizientere Geräte 
hervorgebracht hat. Da fällt es 
nicht schwer, sich in der Werbung 
damit zu brüsten, keine Geräte im 
Programm zu haben, die schlech-
ter sind als Effizienzklasse A. Wer 
heute noch ein B-Produkt auf den 
Tresen stellt, muss schon Besitzer 
eines Antiquitätenhandels sein.
Zumindest diese Reform wäre 
also nötig. Und konzeptionell gar 
nicht so weit von der japanischen 
Gelddruckmaschine Top-Runner 
entfernt. Schließlich würde sich 
die Anpassung der Energieskala 
stets nach einem Durchschnitt der 
Geräte richten. Wer sich zu viel 
Zeit lässt mit der Entwicklung en-
ergiesparender Artikel, bekommt 
schnell einen unliebsamen Buch-
staben aufgedrückt – was sicher 
nicht gut ist für´s Geschäft.

Licht am Ende 
des Tunnels?
"Mit schnellen Schritten voran", so könnte die Begrifflichkeit Top-
Runner übersetzt werden. Das gibt keine Eins vom Englischlehrer, 
aber Zustimmung aus Japan.

Klima schützen ist seit dem 
Öko-Hype 2007 in. Das haben 
Hersteller und Verbraucher ge-
merkt. Trotzdem verhalten sich 
die Entscheidungsträger der 
Republik bei der Umsetzung von 
Klimaschutzmaßnahmen eher 
zaghaft. Zwar wird die Idee von 
vielen Seiten beklatscht, in der 
SPD-Bundestagsfraktion disku-
tiert man sie seit Sommer 2006, 
wir Grüne fordern im Wahlpro-
gramm zur Landtagswahl 2008 
die Umsetzung. Greenpeace hat 
sogar schon einen Gesetzentwurf 
geschrieben. Aber wo bleiben die 
ernsthaften Schritte, die auf die 
ersten Diskussionen folgen? Zu-
rückhaltung wohin man schaut. 
Selbst der Gesetzentwurf von 
Greenpeace liest sich nicht wie 
eine möglichst radikale Lösung.
Das Bundesumweltministerium 
verhält sich... nicht. Außer einer 
kurzen Information darüber, 
was unter einem Top-Runner-
Ansatz zu verstehen ist und Lob 
des japanischen Modells ist dort 
nichts zu erfahren. Dahinter steckt 
wohl kaum eine grundsätzliche 
Ablehnung, es ist eher dies: Man 
kann sich nicht einigen, man 
ist vorsichtig. Manche finden 
es ganz passabel, aber doch 
zu weitgehend. Sigmar Gabriel 
hat wichtigeres zu tun, als sich 
mit Michael Glos zusammen zu 
setzen. Damit ist das Top-Runner- 
Modell bereits auf dem Weg zur 
öffentlichen Diskussion in Ketten 
gelegt worden. Dabei will die 
Bundesregierung doch eigentlich 
die Energieeffizienz hierzulande 
gegenüber 1990 verdoppeln. Und 
das schon bis 2020.

Vielleicht könnte es gelingen, den 
Durchbruch zu schaffen, wenn 
sich endlich eine Gruppe fände, 
die zur Umsetzung bereit ist. Eine 
Spitzengruppe quasi – denn das 
heißt Top-Runner übersetzt. Es 
wird Zeit, dass es "mit schnellen 
Schritten voran" geht.

Patrick Drenske

patrick.drenske@ 
gj-nds.de
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A U S I D E M I LA  N D T A G

Enno Hagenah
enno.hagenah@lt.niedersachsen.de

Tel.: 0511 3030-3308

angst vor der  
opposition?

Mehr Fraktionen gleich weniger 
Demokratie und Diskurs? – Das 
scheint die einfache Formel der 
Mehrheitsfraktionen im Land-
tag zu sein, mit der sie auf den 
Einzug der Linken reagieren. Zu 
Beginn der neuen Wahlperiode 
wurde die Geschäftsordnung an 
einigen für den Debattenverlauf 
im Plenum wichtigen Punkten 
verschärft. Keine einführenden 
Worte mehr zu einer Frage in 
der Fragestunde und nur noch 
vier Nachfragen pro Fraktion bei 
den dringlichen Anfragen sind 
ab nun erlaubt. 

Man könnte fast meinen, CDU 
und FDP haben Sorge, dass die 
Regierungsmitglieder jetzt bes-
ser vor der Opposition geschützt 
werden müssen. Schwerer 
wiegt aber für uns die damit 
verbundene Einschränkung der 
öffentlichen Darstellungsmög-
lichkeiten während des Plenums. 
Dies macht sich besonders fest 
an der von CDU und FDP durch-
gesetzten Beschränkung der 
einzubringenden Anträge auf 
zwei pro Fraktion und Plenum. 
Es sollte jetzt ernsthaft überlegt 
werden, ob diesen Willkürmaß-
nahmen der Mehrheit nicht mit 
einer Klage vor dem niedersäch-
sischen Verfassungsgericht in 
Bückeburg entgegen getreten 
werden sollte.

Brief an die Bahn zum "Zug 
der Erinnerung"

Die DB tut sich schwer mit dem 
„Zug der Erinnerung“, der schon 
mit hoher Besucherfrequenz 
(10.000) in Hannover Station 
gemacht hat. Immer wieder 
werden Klagen laut, dass es der 
DB an Flexibilität mangelt. 

Zum einen sperrt sie sich, aus-
reichend lange, gut erreichbare 
Stellplätze in ihren Bahnhöfen 
für dieses ehrenamtlich von 
einem privaten Verein organi-
sierte Ausstellungsprojekt über 
die Rolle der DB-Vorläuferor-
ganisation Reichsbahn bei den 
Deportationen im Nationalso-
zialismus bereit zu stellen; zum 
anderen fordert die DB inzwi-
schen 70.000 Euro Stellplatz- 
und Streckengebühren von dem 
Verein. Deshalb hatte sich Enno 
an die Bahn gewandt und um 

entgegenkommendes Verhalten 
gebeten. Die inzwischen vorlie-
gende Antwort von DB Vorstand 
Wiesheu bestätigt die schroffe 
Haltung der Bahn, die auf ein 
eigenes Ausstellungsprojekt 
„Sonderzüge in den Tod“ zu 
dem Thema verweist und sich 
ansonsten dem öffentlichen 
Druck, zumindest die Kostenbei-
träge zu senken, nicht beugen 
will. Enno findet das unsensibel 
und geschichtsvergessen.

Möllring in  
Erklärungsnot

„Ungereimtheiten“ gibt es auch 
im Zusammenhang mit den 
Vorwürfen über die unzulässige 
Beschäftigung eines Ein-Euro-
Jobbers mit umfassenden Ma-
lerarbeiten im Finanzamt Oster-
holz. Nachdem Finanzminister 
Möllring in der Fragestunde 
des Landtages entsprechende 
Vorwürfe aus einer dring-
lichen Anfrage der GRÜNEN 
zurückgewiesen hatte, ist nun 
eine eidesstattliche Erklärung 
des betroffenen Malergesellen 
aufgetaucht, die belegt, dass 
in diesem Fall nicht von ei-
ner nebensächlichen Tätigkeit 
gesprochen werden kann. Im 
Laufe eines halben Jahres will 
der junge Mann nur an fünf 
Tagen nicht mit Malerarbeiten 
beschäftigt gewesen sein. 

Damit stellt sich die Frage, ob 
die betreffende Person das Fi-
nanzamt renoviert hat, erneut. 
Finanzminister Möllring ist 
jetzt selbst im Verdacht, dass 
er im Landtag nicht korrekt 
geantwortet hat. Sollten sich 
die Vorwürfe bestätigen, muss 
dies nicht nur unverzüglich 
zu Konsequenzen gegenüber 
den Verantwortlichen vor Ort 
in Osterholz führen; auch der 
Finanzminister hätte ein Rie-
senproblem mit seiner Glaub-
würdigkeit. 

Außerdem muss natürlich dann 
dringend überall im öffentlichen 
Dienst des Landes neu geprüft 
werden, so Enno, ob nicht auch 
anderswo die billigen Ein-Euro-
Jobber für reguläre Handwer-
kerleistungen zweckentfremdet 
eingesetzt werden.

ein Grüner Club 
Für Hannover?
Die Grünen in der Region Hannover brauchen eine soziokulturelle Mitte!  
Eine Idee von Enno Hagenah, Rudi Zimmeck und Maaret Westphely

Wir haben uns viel vorgenom-
men: Unsere Inhalte sollen 

klarer und praxisnäher, unsere 
Ziele visionär und mit langfristi-
gem Nutzen, die Kommunikation 
besser werden und natürlich 
wollen wir wachsen! Das könnte 
ein knappes Resümee der hinter 
uns liegenden Wahlanalysen sein. 
Fragt sich nur, wann, wo und wie 
wir das am besten anpacken? 

Hier ist ein Vorschlag (von hof-
fentlich vielen), wie wir aktiver 
im gesellschaftlichen Umfeld 
arbeiten wollen, neue Leute 
einbinden und alte wieder für die 
Mitarbeit interessieren. Lasst uns 
die Kellerräume im Senior-Blu-
menberg-Gang „neu erfinden“! 
Als Treffpunkt, Kulturzentrum, 
Teestube und/oder Piano-Bar. 
Wir stellen uns vor, dass nach 
einer radikalen räumlichen Um-
gestaltung dort auch eine radikal 
neue inhaltliche Nutzung erfolgen 
könnte. Begegnung, Austausch, 
Kontroverse und Harmonie – alles 
passt da rein. Gedacht ist dabei 
ausdrücklich an mehr als „nur“ 
Sitzungen, Beratungen oder Par-
teitage. Es geht vielmehr um die 
Idee der drei großen „Ks“ Kultur, 
Kunst und Kommunikation. 

Unserer Vorstellung nach könnte 
der Keller zu einem Ort werden 
für kleinere und größere Diskus-
sionen, Kulturveranstaltungen, 
Film- und Sportabende, Ausstel-
lungen und vieles andere, was 

interessant ist und Vergnügen 
bereitet. Natürlich werden auch 
weiterhin „normale“ Parteiveran-
staltungen,  Vorstandssitzungen 
oder AGs dort stattfinden kön-
nen. Nur der Rahmen wird auch 
dafür angenehmer sein. Inklusive 
einem Getränke- und Snackan-
gebot zum  Selbstkostenpreis. 
Grundsätzlich könnte sich das 
zukünftige „Club-Team“ – mit 
einem finanziellen Budget von 
der Partei ausgestattet – dafür 
einsetzen, dass wir es uns im Keller 
etwas gemütlicher machen kön-
nen. Optimalerweise könnte das 
Team auch je ein Mitglied aus den 
AGs, Fraktionen und Vorständen 
aufnehmen, um so die Zugangs-
verantwortung im Anschluss an 
jeweilige Sitzungen oder Termine 
dezentral zu organisieren. 

Einen Namensvorschlag hätten 
wir auch: Petra-Kelly-Club. 

Wer hat Lust, mitzumachen bei 
einem ersten Treffen, um den 
Vorständen aus Stadt und Region 
ein konkretes Angebot zur Um-
setzung vorzulegen, das einfach 
niemand ablehnen kann?

Wir schlagen vor, uns im Keller 
des Senior-Blumenberg-Gang 1 
am 21.05.08 um 17.30 Uhr zu 
treffen, um zu tun, was Petra 
Kelly empfiehlt: „Beginne dort, 
wo du bist, warte nicht auf 
bessere Umstände. Sie kommen 
automatisch in dem Moment, wo 
du beginnst…“ 

GUTER STROM IST GRÜN!

SONNTAG, 25. MAI, 16:00 UHR
GROSSER GEMEINDESAAL DER NAZARETHKIRCHENGEMEINDE 
SALLSTRASSE 57

Wie einfach und schnell die Energiewende in den eigenen vier Wän-
den geht, erfahrt Ihr im Stromwechsel-Café! Bei hausgemachtem 
Kuchen und fair gehandeltem Bio-Kaffee/Tee beantworten wir 
alle Fragen rund um den Wechsel zu Ökostrom:

• Was ist Ökostrom und welche Vorteile bietet er?

• Wie wechsele ich zu einem seriösen Ökostromanbieter und 
worauf sollte ich dabei achten?

• Wie kann ich meine Energiekosten durch Energieeinsparung 
senken?

• Was hat Ökostrom mit Energiepolitik zu tun?
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Eure Regionsfraktion
gruene@region-hannover.de
Tel.: 0511 616 22 084

Nachlese 3. Regionale 
Plattform

Die nunmehr dritte regionale 
Plattform der Regionsfraktion 
am 4. April stand ganz im 
Zeichen der Kinderbetreuung 
in der Region Hannover. Raoul 
Schmidt–Lamontain stellte als ju-
gendpolitischer Sprecher der Re-
gionsfraktion den Anwesenden 
aus sieben Regionskommunen in 
einem Vortrag die aktuelle Situa-
tion beim Kindertagesstättenbau 
in der Region dar. 

Durchblick im  
Gebührendschungel

Gleichzeitig präsentierte die 
Fraktion den Flyer „Durchblick 
im Gebührendschungel“, in 
dem erstmalig die Kosten für 
Krippen, Kindergärten und 
Horte in der Region Hannover 
nach den einzelnen Kommunen 
gegenübergestellt werden. Eine 
Rechercheleistung, die es in sich 
hatte, ist es doch tatsächlich so, 
dass in einigen Kommunen die 
Kita-Gebührensatzung eher wie 
ein Staatsgeheimnis gehütet 
wird und nicht leicht zugänglich, 
z.B. im Internet verfügbar ist. 

Entsprechend groß ist auch die 
Nachfrage nach dem „Kita-
Falter“. Neben grünen Orts-
verbänden und Elterninitiativen 
wurden größere Stückzahlen 
auch von der Regionsfraktion 
der FDP und dem Bürgerbüro 
der Region nachgefragt. Restbe-
stände sind aber noch im Büro 
der Regionsfraktion oder beim 
Regionsverband erhältlich.

Sozialtarif

Zweites Thema der Plattform 
war der aktuelle Sachstand bei 
der Vorbereitung der Einführung 
des Sozialtarifs. Hier laufen der-
zeit die Kundenbefragungen in 
den JobCentern und Sozialäm-
tern. Nach Aussage der Regi-
onsverwaltung sehr erfolgreich. 
Insgesamt 2000 Interviews mit 
potenziellen NutzerInnen wer-
den geführt, die Erhebung wird 
voraussichtlich bis zum 9. Mai 
komplett abgeschlossen sein. 

Die Ergebnisse, die Grundlage 
der weiteren Ausgestaltung des 
Sozialtarifs sein werden, werden 
dann voraussichtlich Anfang Juni 
vorliegen. Danach wird dann 

politisch zu entscheiden sein, zu 
welchem Preis der Sozialtarif in 
der Region eingeführt werden 
soll.

Nächstes Thema:  
Regionsfinanzen

Das Ende der Veranstaltung bil-
dete ein Ausblick auf die nächste 
regionale Plattform, die nach 
den Sommerferien stattfinden 
wird. Dann werden die Regions-
finanzen das Thema sein. 

Energie- und Klimaschutz-
papier entwickelt 

Regionsgrüne und -SPD haben 
ein „Energie- und Klimaschutz-
papier“ entwickelt. Um das 
obere Ziel – die Reduzierung der 
CO2-Belastung in der Region 
– zu erreichen, setzt die Region 
zunächst bei sich selbst an: 

Es sind energetische Standards 
für die Regionsverwaltung und 
deren Gebäude zu entwickeln, 
die später auch für die Beteili-
gungsgesellschaften der Region, 
wie z. B. das Technologie-Cen-
trum Hannover GmbH (TCH), 
den Zoo, etc. gelten sollen. 

Die Dächer der regionseigenen 
Gebäude werden für Solaranla-
gen frei gegeben, wobei Bürger-
anlagen ein Vorzug eingeräumt 
werden soll.  

Da ein entscheidender Faktor für 
die optimale energetische Nut-
zung von Gebäuden im Verhal-
ten der NutzerInnen liegt, sind 
Aufklärung und Schulung zum 
Beispiel von Schulhausmeistern, 
etc. durchzuführen.  

Das Papier ist zu beziehen über 
Katja.Busch@region-hannover.
de

Fraktionsvorstand  
bestätigt

In ihrer Sitzung am 21. April 
hat die Fraktion den bisherigen 
Fraktionsvorstand bestehend 
aus Serdar Saris (Fraktionsvor-
sitzender), Doris Klawunde und 
Brigitte Nieße (beide stellver-
tretende Fraktionsvorsitzende) 
einstimmig im Amt bestätigt.

Die meisten von Euch kennen 
mich wahrscheinlich als frisch 

gewählte Beisitzerin im Vorstand 
des Stadtverbands Hannover. 
Mein Amt führe ich zur Zeit 
allerdings größtenteils aus der 
Entfernung aus, denn seit Anfang 
März bin ich für ein Praktikum 
in Brüssel bei Michael Cramer, 
verkehrspolitischer Sprecher der 
Grünen Fraktion im Europapar-
lament. 

Ich hatte mit über einem Jahr 
einen sehr langen Vorlauf vor 
Praktikumsbeginn, der jedoch 
bei der Zimmersuche von Nutzen 
war. Ich hatte Glück und wohne 
für 300 Euro in einem grünen 
Viertel mit vielen Einfamilienhäu-
sern, und da stört es mich nicht, 
insgesamt 30 Minuten bis zum 
Europaparlament zu brauchen. In 
der Innenstadt bezahlt man für ein 
Zimmer schon mal 450 Euro. 

Woraus aber besteht meine 
Arbeit? In unserem Büro ist es 
so, dass die PraktikantInnen vor 
allem für die Aktualisierung der 
Homepage verantwortlich sind 
und Aufgaben erledigen, die 
tagesaktuell anfallen, wie Recher-
chen für die Beantwortung von 
BürgerInnenanfragen oder auch 
auch Pressebriefings für Michael 
erstellen. 

Vor Kurzem gab er in Stuttgart ein 
Interview zum Thema Feinstaub 
– da war es meine Aufgabe zu 
recherchieren, wie die Feinstau-
brichtlinie dort umgesetzt wird 
usw. Meistens kann ich auch zu 
Terminen von Arbeitsgruppen 
mitgehen ebenso wie zu den Aus-
schuss- und Fraktionssitzungen.

Da die Abgeordneten nicht immer 
mehrere Stunden am Stück Zeit 
haben, sind meist auch Assis-
tentInnen und PraktikantInnen 
zum Notizen machen dabei, um 
später ihre/n Abgeordnete/n zu 
debriefen. Debriefen ist so etwas 
wie „Bericht erstatten“ und ge-
hört zum EU-Slang genauso dazu 
wie TRAN (Verkehrs- und Touris-

musausschuss) und unzähligen 
weiteren Abkürzungen, an die 
man sich aber schnell gewöhnt. 
Mein Praktikum bietet sehr breit 
gefächerte Erfahrungen. Natür-
lich hatte ich über die Strukturen 
der EU gelesen – ganz verstehen 
kann man sie aber erst, wenn 
man die Gesetzgebungsprozesse 
miterlebt. Finde ich. 

Michael erarbeitet z.B. gerade 
einen Bericht über Nachhaltigen 
Gütertransport für den Verkehrs-
ausschuss, der später dann – in 
überarbeiteter und abgestimmter 
Form – der Kommission vorgelegt 
wird, die daraus ein Gesetz gie-
ßen kann. 

Abgesehen von Inhalten fin-
de ich die ganze Atmosphäre 
faszinierend – dort zu sein und 
mitzuerleben, wie Europa weiter 
vereint wird. Ganz ehrlich muss 
ich aber auch gestehen, dass ich 
die Oberflächlichkeit, die oft bei 
Veranstaltungen der Landesver-
tretungen oder bei Lobby-Events 
herrscht, manchmal anstrengend 
finde, auch wenn es sicherlich 
irgendwie dazu gehört. 

Aber es gibt Abende, an denen 
ich denke, dass gerade unter 
PraktikantInnen nur abgeklopft 
wird, wer, was, wo macht und 
inwiefern er oder sie später mal 
von Nutzen sein kann. Alles in 
allem kann ich solch ein Praktikum 
aber nur empfehlen, denn bereits 
jetzt kann ich sagen, dass ich viel 
gelernt habe.

Dieser Bericht gibt natürlich nur 
einen kleinen Ausschnitt von 
dem wieder, was ich hier alles 
erlebe. Deshalb könnt ihr mir gern 
mailen, wenn ihr mehr erfahren 
möchtet!

Tot ziens sagt Carolin.

HalLo aus  
Brüssel
Carolin Friedemann berichtet von ihrem Praktikum bei der Grünen 
Fraktion im Europaparlament in Brüssel

Carolin Friedemann

carolin.friedemann@
hotmail.de
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A U S I D E M I R A T HA  U S
Boehringer Ingelheim

Gemäß dem eindeutigen Be-
schluss der MV vom 28. Mai 
wird sich die Ratsfraktion pro 
Ansiedlung von Boehringer 
in Kirchrode aussprechen, al-
lerdings die weitere Planung 
kritisch begleiten und sich für 
Standards der Umwelt- und 
Sozialverträglichkeit bei der 
Errichtung und dem Betrieb der 
Anlage einsetzen.

Rot-grüne Anträge 
Lokaler Integrationsplan: Wir 
wollen weitere Schwerpunkte in 
den Bereichen Bildung, Gleich-
berechtigung, Interkulturelle 
Kompetenz und Beschäfti-
gungsförderung setzen. Auch 
soll es endlich an die Umsetzung 
gehen.
Kompetenzen Bezirksräte: Die 
Verwaltung soll eine inter-
fraktionelle Arbeitsgruppe aus 
Rats- und Bezirksratsmitgliedern 
einrichten, um sinnvolle Mög-
lichkeiten der Ausgestaltung 
der Kompetenzen der Stadt-
bezirksräte sowie einer verbes-
serten BürgerInnenbeteiligung 
zu prüfen. Die erarbeiteten 
Empfehlungen sind den Rats-
gremien bis zum Sommer 2009 
vorzulegen.
Informationskampagne für Bau-
stellen in der Stadt: Im Rahmen 
des Internetportals hannover.
de soll über die in Hannover 
laufenden und in Planung 
befindlichen Bauprojekte der 
öffentlichen Hand und privater 
Investoren informiert werden. 
Dabei sollen insbesondere öko-
logische, energetische und so-
ziale Kennwerte herausgestellt 
werden, und zwar als zeitge-
mäße Form der BürgerInnenbe-
teiligung im Baubereich.
Sondernutzungssatzung: Eine 
Sondernutzungssatzung regelt 
die Nutzung und Gestaltung öf-
fentlicher Räume, z. b. Freisitze 
der Gastronomie und Werbung. 
Die Verwaltung hatte einen Vor-
schlag unterbreitet mit dem Ziel, 
eine qualitätvolle Gestaltung 
öffentlicher Räume und damit 
das Image der Stadt zu fördern. 
Das begrüßen wir. Unerwünscht 
sind allerdings Über-regulie-
rungen. Der rot-grüne Antrag 
sieht daher einzelne Lockerun-
gen vor wie z. B. das Er-lauben 
von Bauchläden, anstatt sie zu 
verbieten. Untersagen wollen 

wir dagegen den Betrieb von 
sogenannten Heizpilzen auf 
öffentlichen Flächen, weil diese 
besonders klimaschädlich sind. 
Seit dem Rauchverbot in der 
Gastronomie wachsen diese wie 
Pilze aus dem Boden.
Energieeinsparberatung für 
Geringverdiener: Zu erarbeiten 
ist ein Energieberatungskonzept 
in Zusammenarbeit mit der 
Region Hannover, dem ARGE 
Job Center und den Stadtwer-
ken Hannover. Zielgruppe der 
Beratung sind Mieterhaushalte 
mit GeringverdienerInnen, 
SGB II- und SGB XII-Bezieher-
Innen etc. Das Kernelement 
ist die Beratung durch SGB II-
EmpfängerInnen, die von der 
Klimaschutzagentur und den 
Stadtwerken qualifiziert werden 
könnten. Zu prüfen sind auch 
Anreize zum Kauf energiespa-
render Geräte.
Energieeinsparberatung für 
MigrantInnen: Kommunal 
geförderte Einrichtungen im 
Klimaschutzbereich sollen ihre 
Empfehlungen zum energiespa-
renden Bauen auch in die 
Sprachen der größten hier 
vertretenen Migrantengruppen 
übersetzen und die Beratungen 
nach spezifischen Ansprüchen 
ausrichten.
Treibhausgasemissionen bei 
städtischen Flugreisen: Diese 
sollen durch Abgaben an die 
Klimaschutzinitiative atmosfair 
ausgeglichen werden, zumal die 
klimaschädigende Wirkung der 
Emissionen in höheren Lagen 
der Atmosphäre um das zwei- 
bis vierfache größer ist als in 
Bodennähe.

Diskurs Schloss  
Herrenhausen
Nach dem von uns veranstal-
teten Symposium am 7. März 
möchten wir die Diskussion 
fortsetzen. Dazu wurde unter 
http://www.gruene-hannover.
de/schlossdiskurs/index.html 
eine Diskussionsseite einge-
stellt, auf der die Beiträge der 
ReferentInnen zum Symposium 
eingesehen werden können. 
Außerdem besteht die Möglich-
keit, uns Diskussionsbeiträge 
zuzusenden, die wir dort ver-
öffentlichen.

Im Grunde genommen ist es ein 
Skandal, dass wir Frauen einen 

Aktionstag ins Leben rufen müs-
sen, um auf das Selbstverständ-
liche, nämlich gleichen Lohn für 
gleichwertige Arbeit aufmerksam 
zu machen. Der Equal Pay Day 
wurde am 15. April 2008 zum 
ersten Mal in Deutschland be-
gangen. Das Datum ist bewusst 
gewählt, weil erst am 15.April die 
Frauen in Deutschland in etwa 
das verdient haben, was Männer 
bereits am 31. Dezember des Vor-
jahres in der Tasche haben.

Frauen erhalten immer noch 
weniger Lohn als Männer: Rund 
22 %  beträgt der Unterschied 
in gleichen Jobs, 33 % gar bei 
Frauen in Führungspositionen. 
Deutschland gehört mit dieser 
Gehaltskluft im Vergleich zu 
anderen EU-Ländern zu den 
Schlusslichtern (EU-Durchschnitt: 
15 %).

Frauen haben schon viel aufge-
holt bzw. die Männer überholt. 
Sie brechen seltener die Schule ab, 
machen häufiger Abitur, studieren 
schneller und haben oft bessere 
Noten. Diese Entwicklung schlägt 
sich aber keinesfalls in einem 
höheren Anteil von Frauen in 
Führungspositionen durch. Eher 
sind sie häufiger in Branchen an-
zutreffen, die schlechter zahlen, 
und sie arbeiten oft in Teilzeit. 

Der hohe Prozentsatz teilzeitbe-
schäftigter Frauen zeigt, dass sie 
diejenigen sind, die Hausarbeit 
und Berufstätigkeit miteinan-
der verbinden. Wir müssen die 
Rahmenbedingungen so gestal-
ten, dass Frauen und Männer 

gleichberechtigt die Dauer ihrer 
wöchentlichen Arbeitszeit wählen 
können. Dazu gehört, dass eine 
bedarfsgerechte Versorgung 
durch zum Beispiel Kindertages-
stätten oder Ganztagsschulen 
garantiert sein muss. Und auch 
die Männer müssen weiterhin be-
stärkt werden, die Vereinbarkeit 
von Beruf & Familie zu leben.

Hinzu kommt, dass die überwie-
gend von Frauen ausgeübten 
Tätigkeiten größtenteils einer 
schlechteren Bewertung und da-
mit Entlohnung in Tarifverträgen 
unterliegen. So erhält eine Mitar-
beiterin in der Altenpflege trotz 
der gleichwertigen Eingangs-
qualifikation einer Fachschulreife 
eine geringere Entlohnung als ein 
Techniker. 

Hier besteht für die Tarifparteien 
ein dringender Handlungsbedarf: 
Eine Änderung von Arbeits-
platzbeschreibungen und deren 
Bewertung sowohl bei Unter-
nehmen als auch im Öffentlichen 
Dienst muss umgehend erfolgen. 
Die Grünen auf Bundesebene sind 
hier initiativ geworden, indem sie 
einen Antrag mit dem Ziel gestellt 
haben, wenigstens im Tarifvertrag 
des Öffentlichen Dienstes (TVöD) 
für eine gerechte Bewertung von 
Frauentätigkeiten zu sorgen. Der 
Antrag kann unter http://www.
gruene-bundestag.de/cms/in-
itiativen/dok/228/228468.an-
trag_entgeltgleichheit.html im 
Internet eingesehen werden.

Der grosse  
Unterschied
Equal Pay Day - Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit

Maaret Westphely

maaret.westphely@ 
hannover-rat.de

Australische Kalender-Karikatur zum Equal PAy DAy
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Die Anhörung zum Hannover-
Aktiv-Pass am 14. April im 
Sozialausschuss war ein großer 
Erfolg. Referenten aus Köln 
Stuttgart und Oldenburg haben 
ihre Pässe vorgestellt.

Köln: Den Kölnpass gibt es 
seit 1985. Genutzt wird er 
von ALG II – EmpfängerInnen, 
Grundsicherungs- und Wohn-
geldempfängerInnen. Es gibt 
Ermäßigungen in Bädern, Sport-
vereinen, Kinos, Schülermittag-
essen, Kindergartenplätze. Seit 
2007 können auch die öffent-
lichen Verkehrsmittel ermäßigt 
genutzt werden – was die Zahl 
der SchwarzfahrerInnen rapide 
sinken ließ. 

Hannover-Aktiv-Pass
Für mehr Teilhabe an Kultur, Bildung und Sport

Stuttgart: Hier gibt es zwei Bau-
steine. Der eine ist die Familien-
card für Kinder und Jugendliche 
aus Familien mit einem Einkom-
men von unter 70000 Euro im 
Jahr. Mit ihr gibt es Ermäßigungen 
in Schwimmbädern, Museen 
und Sportvereinen. Der zweite 
Baustein ist die Bonuscard mit 
Ermäßigungen im öffentlichen 
Personennahverkehr.

Oldenburg: Der 2003 eingeführte 
Oldenburgpass arbeitet mit vielen 
Partnern zusammen, die Rabatte 
in Vereinen und Kultureinrich-
tungen gewähren. Seit 2008 gibt 
es auch ermäßigte Schwimmkar-
ten und Bustickets. 

Auch in diesem Jahr besuchte 
eine kleine Gruppe der AG 

Umwelt & Energie wieder die 
Hannover Messe - genauer die 
Internationale Leitmesse der 
erneuerbaren und konventio-
nellen Energieerzeugung, En-
ergieversorgung, -übertragung 
und -verteilung in Halle 13. 
Ziel waren diesmal neben der 
Stadtwerke Hannover AG, die 
als kommunales Energieversor-
gungsunternehmen natürlich bei 
keinem Messebesuch der Grünen 
fehlen dürfen, das Institut für 
Solarenergieforschung (ISFH) 
aus Hameln/Emmerthal und 
die Firma OTAG aus Olsberg im 
Hochsauerland. Das ISFH ist der 
Abteilung Solarenergie im Institut 
für Festkörperphysik der Leibniz 
Universität Hannover angeschlos-
sen und entwickelt innovative 
Komponenten für die photo-
voltaische und solarthermische 
Nutzung der Sonnenenergie. 
Die Firma OTAG entwickelt und 
vertreibt Mini-BHKW´s für Ein- bis 
Dreifamilienhäuser.

Am Institut für Solarenergiefor-
schung arbeitet man u.a. an der 
Entwicklung neuer Hocheffizienz-
Solarzellen für die industrielle 
Massenfertigung, die preiswerter 
sein und zugleich einen höheren 
Wirkungsgrad besitzen sollen als 
heutige Solarzellen. Erste Beispiele 
für diese neuen Solarzellen wur-
den uns auf der Messe vorgeführt. 
Bahnt sich hier vielleicht eine Re-
volution in der Photovoltaik an?

Stadtwerke  
Solarforschung 
Mini-BHKWs
Grüne besuchen Hannover Messe 2008

Ein anderer Schwerpunkt des ISFH 
liegt im Bereich der Solarthermie 
und hier, wie uns am Messestand 
erläutert wurde, u.a. in der Funk-
tionskontrolle von Sonnenkollek-
toren. Dabei wird automatisch 
gemessen, ob es bei Sonnenkol-
lektor-Anlagen Abweichungen 

zwischen dem realen und dem 
theoretisch erwarteten Wärmeer-
trag gibt. Erste Messgeräte sind 
bereits kommerziell verfügbar. 
Mit ihrem „Powerblock“, wie die 
Firma OTAG ihr selbst entwickel-
tes Mini-BHKW nennt, will die 
Firma aus Olsberg zukünftig die 

Michael Dette informiert sich am Stand des Instituts für 
Solarenergieforschung

Heizkeller von Ein- bis Dreifami-
lienhäusern verändern. Geht es 
nach der Vorstellung von OTAG, 
dann werden in Zukunft Millionen 
von EigenheimbesitzerInnen ne-
ben der Heizungswärme zugleich 
bis zu 80 % ihres Strombedarfs im 
eigenen Keller produzieren. 

Damit ließen sich, wie uns am 
Stand vorgerechnet wurde, die 
Stromkosten für ein Einfamili-
enhaus durch Einsparungen und 
Einnahmen durch Einspeisung ins 
Netz um 400 bis 1.250 Euro pro 
Jahr reduzieren und gleichzeitig 
der CO2-Ausstoß eines Einfami-
lienhauses von ca. 10 Tonnen auf 
bis zu 5,7 Tonnen pro Jahr, also 
um ca. 40 % reduzieren. Für ihr 
innovatives Produkt erhielt die 
kleine Firma vom renommierten 
Wuppertal-Institut den Energie 
und Umweltpreis 2005, während 
es bei den etablierten Energie-
versorgern auf keine Gegenliebe 
stößt. 

Für uns Grüne in Hannover 
könnten solche Mini-BHKWs in 
Eigenheimen dazu beitragen, die 
Dinosaurier-Technologie Kohle-
kraftwerke, wie sie auch von der 
Stadtwerke Hannover AG weiter 
favorisiert wird, durch neue de-
zentrale und umweltfreundliche 
Formen der Energieerzeugung 
zu ersetzen. 

Michael Dette
michael.dette@ 
hannover-rat.de 

Die Pässe haben in allen 
Städten, besonders in Köln, 
Tradition und werden in der 
Stadtgesellschaft unterstützt. 

Bis zum Herbst 2008 soll es auf 
einen rot – grünen Antrag hin 
ein Konzept für einen Hanno-
ver-Aktiv-Pass geben. Auch 
hier in Hannover wünschen 
wir uns viel Unterstützung für 
dieses Projekt.

Informationen zum Hanno-
ver-Modell gibt es im Frakti-
onsbüro.

Katrin Studier

info@katrinmohr.de

Auf dem Dach der Hauptmensa 
am Schneiderberg entsteht 
eine Photovoltaikanlage. Ab 
50 Euro können Anteile er-
worben werden. Ein Beitrag 
zum Klimaschutz und zugleich 
eine Investition zum "Kohle" 
verdienen mit Sonne! 

Mehr Informationen unter 
campusgruen-hannover.de, 
sonnenhungrig.info oder te-
lefonisch bei Ökostadt e.V. 
unter 0511/ 1690291

Ein Platz an 
der Sonne!



13

Männer Gesucht!
Bleibt die Pädagogik weiblich?  Ein Resumee der grünen Veranstaltung 
vom 16.04.2008 von Ingrid Wagemann

Die Wirklichkeit ist so selbst-
verständlich wie verrückt: 

In Hannover wie in anderen 
deutschen Städten liegt der Anteil 
männlicher Mitarbeiter in Kinder-
gärten und Kindertagesstätten bei 
5 %. Zählt man nur diejenigen, die 
in der pädagogischen Arbeit mit  
Kindern beschäftigt sind, bleiben 
gerade mal 3 %. (Ähnliches gilt 
für Grundschulen, in denen wir 
dann einen stolzen männlichen 
Anteil von 13 % finden, die mit 
den nun sechs- bis zehnjährigen 
Kindern arbeiten.) Frauen be-
stimmen also nach wie vor das 
Geschäft, wenn es um die Arbeit 
mit Kindern geht. Hinzu kommt, 
dass ca. 25 % der hannoverschen 
Haushalte mit Kindern "Ein-El-
tern-Haushalte" sind, in denen 
vornehmlich Mütter ihre Kinder 
alleine erziehen. 

Männer gesucht
Die jugendpolitische Sprecherin 
der grünen Ratsfraktion, Ingrid 
Wagemann, hatte am 16. April 
Fachleute eingeladen, um diese 
Situation von vielen Seiten zu 
beleuchten und zu klären, ob und 
wie mehr Männer für die Arbeit 
mit Kindern zu interessieren sind.  
Ziel bei diesem Thema ist, dass 
Frauen und Männer gleicherma-
ßen an der Betreuung und Erzie-
hung von Mädchen und Jungen 
beteiligt sind. Dass es in der Welt 
der ein bis zehnjährigen Mädchen 
und Jungen selbstverständlich 
Frauen und Männer gibt.

Die Idee zur Veranstaltung 
In der grünen Fach-AG wurde 
die Situation einer wachsenden 
Zahl von Jungen diskutiert, die 
zu viel Zeit am Bildschirm und bei 
Computerspielen verbringen, die 
in ihrer Phantasiewelt die Größten 
sind und in der echten Welt zum 
Versager mutieren. Jungen mit 
geringer Sozialkompetenz und 
niedriger Frustrationstoleranz,  
schlechten Schulnoten und ge-
ringen Chancen darauf, in der 
Ausbildung, am Arbeitsplatz zu 
bestehen. Jungen, die in ihren 
Familien eine patriarchale Ord-
nung vorgelebt bekommen, die 
wo anders nicht hin passt. Es ging 
um Jungen als Verlierer, die nicht 
nur Probleme haben, sondern 
auch machen. Wir gehen davon 
aus, dass Mädchen und vor 
allem Jungen in ihrer Lebenswelt 
Männer brauchen, an denen sie 
sich orientieren und mit denen 
sie streiten können. Männer, die 
Jungen anders verstehen und da-
durch vielleicht besser unterstüt-
zen und fördern können. Männer, 

die Jungen und Mädchen neue 
Rollenbilder und -Vorstellungen 
ermöglichen.

Das Einführungsreferat
Dr. Tim Rohrmann (Dipl.-Psy-
chologe und Leiter des Wech-
selspiel-Instituts für Pädagogik 
und Psychologie) legte mit 
seiner ausgewiesenen fachlichen 
Kompetenz, mit Zuspitzungen, 
eindeutigen Zahlen, klaren und 
ehrlichen Worten zum Thema die 
Grundlage für eine angeregte und 
kompetente, aber auch streitbare 
Diskussion: "Die Wirkung von 
Männern und Frauen in der 
beruflichen Erziehungsarbeit in 
Bezug auf die Prägung von Ge-
schlechterrollen der Kinder ist bis 
heute nicht erwiesen", machte er 
eine Hoffnung der Veranstaltung 
gleich zu Beginn zunichte und 
warnte vor zu hohen Erwartungen 
an die wenigen männlichen 
Kollegen: 

• Die männlichen Erzieher ent-
sprechen nicht dem "typischen 
Männerbild" und damit mögli-
cherweise nicht den Erwartungen 
der Kolleginnen;

• Durch den Mann in der Kita 
können Rollenklischees verstärkt 
statt abgebaut werden, wenn er 
z.B. kleinere Reparaturen neben-
bei erledigen soll, schwere Sachen 
trägt und mit den Jungs Fussball 
spielen muss;

• die Sorge vor sexuellem Miss-
brauch durch Erzieher an Kindern 
macht den unvoreingenom-
menen Umgang aller Beteiligten 

schwierig. Auch in ihrem Umfeld 
außerhalb der Kita müssen sich 
Männer, die sich für den Erzie-
herberuf entscheiden, oft genug 
die Akzeptanz für ihre Berufsent-
scheidung erkämpfen - wenn es 
gelingt. Häufig genug bleiben sie 
unmännlich auf der Strecke.

hannoverscher Alltag
Johanna Jacobs unterrichtet an 
der Fachschule Alice-Salomon, 
Brigitte Salzer leitet die Kita in der 
Waldstraße und Uwe Siedentopf 
ist Erzieher und Heilpädagoge und 
initiierte das hannoversche Netz-
werk männerlicher Kollegen. Ihre 
Beschreibungen machten hoff-
nungsfroh. So gibt es mittlerweile 
deutlich mehr engagierte Männer, 
die sich an der Fachschule zum 
Erzieher ausbilden lassen. Uwe 
Siedentopf und Brigitte Salzer be-
fürworten die Arbeit in gemischt-
geschlechtlichen Teams. Sie wei-
sen aber auch darauf hin, dass die 
Zusammenarbeit nur funktioniert, 
wenn alle für die Veränderungen 
mittun. Alle Beteiligten betonen 
diese wesentliche Grundlage: 
Damit die Zusammenarbeit im 
pädagogischen Alltag wertvoll für 
Kinder ist und die Erwachsenen 
gut miteinander klar kommen, 
müssen Männer und Frauen die 
eigene Geschlechterrolle in der 
erzieherischen Arbeit hinter-
fragen. Die Reflektion darüber 
gehört in die Teamarbeit und in 
die Ausbildung. Ebenso wie das 
Thema "Sexueller Missbrauch" 
und der Umgang damit wichtiger 
Bestandteil der Arbeit und des 
pädagogischen Diskurses ist. 

Wie kann es gelingen?
Wie kann es gelingen, Jungen und 
Männer für den Erzieherberuf zu 
interessieren und sie dann auch 
in den pädagogischen Einrich-
tungen zu halten? Aus der Reihe 
der Vorschläge aus der Praxis 
und von Tim Rohrmann gab es 
Einiges, was für uns interessant 
sein könnte:

• Schulen und Kitas werden 
angeregt, Patenschaften mit-
einander zu vereinbaren, um 
gemeinsame Projekte wie z.B. 
Praktika der Schüler in der Kita 
zu ermöglichen.

• Die Fortbildungen zur Ge-
schlechtsrollenpädagogik sollten 
verbindlicher sein.

• Für pädagogische Berufe und 
für Männer in Erziehungsberufen 
wird in den Schulen und in der 
Berufsberatung wie auch in der 
öffentlichen Diskussion gezielt 
geworben; Til Schweiger lässt 
grüßen.

• Die Zusammenarbeit zwischen 
Kitas und Erzieherfachschulen 
kann weiter verbessert werden.

• Über ein erweitertes Profil und 
über Spezialisierungen im Bereich 
der professionellen Erziehung 
sollten wir nachdenken.

• Die Öffnung für Querein-
steiger in das Berufsfeld wird  
erleichtert. 

Die Steigerung der gesellschaft-
lichen und damit auch finanziellen 
Wertschätzung für diesen Beruf ist 
schon lange überfällig. Eine lange 
und aufwendige Ausbildung, viel 
anstrengende, anspruchsvolle 
und verantwortungsvolle Arbeit 
für wenig Geld trägt bei Frauen 
und Männern kaum dazu bei, den 
interessanten und hochwertigen 
Beruf der Erzieherin attraktiv 
erscheinen zu lassen.

DAs Ergebnis
Der Mann an sich ist also nicht 
förderlich für die Erziehungsar-
beit. Doch kaum jemand im Go-
belinsaal im Rathaus war nach der 
Veranstaltung der Meinung, es 
lohne sich nicht, sich auf den Weg 
zu machen. In eine Wirklichkeit 
und Normalität selbstverständlich 
mit Erzieherinnen und Erziehern 
in Kitas und so selbstverständlich 
für Jungen und Mädchen, die  sich 
alles mögliche vorstellen können 
- sogar einen Mann, der gerne 
Fußball spielt.

Brigitte Salzer, Dr. Tim Rohrmann, Ingrid Wagemann,  
Monica Plate, Johanna JAcobs und Uwe Siedentopf (v. l.)

Ingrid Wagemann
ingrid.wagemann@ 
hannover-rat.de



14

Der eine oder die andere hat 
eventuell schon mal etwas 

von Familienaufstellungen 
oder Bert Hellinger gehört. Hel-
linger entwickelte seit den 80er 
Jahren auf der Basis bestehen-
der therapeutischer Verfahren 
und philosophischer Ideen aus 
verschiedenen Richtungen und 
Kulturen die Familienaufstel-
lung als eine faszinierende Me-
thode, in (Familien-)Systemen 
mit Hilfe der repräsentativen 
Wahrnehmung (die jedem 
Menschen mehr oder weniger 
eigen ist) eintauchen zu kön-
nen. Der prinzipielle Ablauf ist 
wie folgt: Vor einer Gruppe von 
Menschen, die sich üblicher-
weise nicht kennen, beschreibt 
der Klient sein Anliegen. In 
einem Gespräch ermittelt der 
Leiter relevante Personen oder 

Faktoren, die für die Aufstellung 
hilfreich sind (bei einer Familie z.B. 
die betreffende Person und die 
Eltern, bei Organisationen 'Der 
Chef', 'Die Kunden', 'Das Ziel'...). 
Aus der Gruppe wählt der Klient 
nun Stellvertreter für diese Per-
sonen und stellt sie im Raum auf. 
Mit diesem räumlichen Bild des 
Systems wird nun gearbeitet. Der 
Leiter befragt die Stellvertrete-
rInnen nach ihren Eindrücken und 
Empfindungen, die Rückschlüsse 
auf die Wurzel des Problems 
geben. Nun folgt die eigentliche 
Prozessarbeit. Das aufgestellte 
System positioniert sich neu, 
evtl. fehlende Personen werden 
hereingenommen, ausgleichende 
Sätze werden gesprochen, auf 
Stimmigkeit geprüft. Die Stellver-
treter haben Empfindungen der 
Personen die sie vertreten, und 

ein anderer Zugang zu Politik
Einladung zu einem Experiment

Viele von Euch haben sicher-
lich schon von uns gehört, 

der Stiftung Leben & Umwelt. 
Wir sind die Landesstiftung der 
Grünen-nahen Heinrich-Böll-
Stiftung und unsere Arbeit ist 
die politische Bildung. Unter 
politischer Bildung verstehen wir, 
unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Gruppen Möglichkeiten zu 
Information, Austausch und zur 
Diskussion zu geben. Im Zentrum 
steht dabei eine Gesellschaftspo-
litik nach ökologischen, basisde-
mokratischen und gewaltfreien 
Grundsätzen. Am bekanntesten 
ist unsere Arbeit sicherlich dank 
Veranstaltungsreihen wie „Der 
Grüne Salon“ oder „Die Stiftung 
lädt ein“ mit denen wir in Form 
von Diskussionsabenden mit Ex-
pertInnen und Publikum aktuelle 
politische Themen vertiefen. Was 
viele nicht wissen: ein großer 
Teil unserer Arbeit besteht auch 
aus Kooperationen mit anderen 
Netzwerken, Bildungsträgern, 
Vereinen usw. Ohne diese Ko-
operationen wäre es uns weder 
möglich, Themen von A(rbeit) bis 
Z(eitgeschichte) anzubieten, noch 
dazu in so verschiedenen Formen 
wie Vorträgen, Ausstellungen, 
Workshops oder Tagungen. 
Die Geschäftsstelle arbeitet sehr 
gern mit studierenden Praktikan-
tInnen, weil wir auf diese Weise 
Verstärkung für unser kleines 

Mitmachen  
erwünscht!
Die Stiftung Leben & Umwelt sucht PraktikantInnen

Team (zwei Mitarbeiterinnen) 
bekommen und den Studieren-
den gleichzeitig Erfahrungen in 
den Bereichen Projektmanage-
ment, Öffentlichkeitsarbeit und 
Verwaltung bieten. Die Arbeit 
in diesen Bereichen bietet einen 
umfassenden Einblick in die Arbeit 
der Stiftung. Je nach Länge des 
Praktikums und den Interessen 
der/s PraktikantIn können auch 
eigene kleine Projekte konzipiert 

und durchgeführt werden. Fä-
higkeit zur Teamarbeit und ein 
hohes Maß an Selbständigkeit 
setzen wir für die Arbeit bei uns 
voraus. Außerdem haben wir im 
Laufe der Jahre festgestellt, dass 
es sehr hilfreich ist, wenn unsere 
PraktikantInnen Interesse an 
grüner Politik mitbringen und sich 
eventuell bereits engagieren oder 
sogar schon Erfahrungen aus der 
Projektplanung mitbringen.

Falls du nun neugierig geworden 
bist – bewirb dich doch bei uns! 
Wir bieten nämlich regelmäßig 
die Möglichkeit, bei uns „rein-
zuschnuppern. Hier noch ein 
paar weitere Informationen zum 
Praktikum und der Bewerbung: 
Wir bieten Praktika entweder in 
Teilzeit (2-3 Tage pro Woche) 
oder Vollzeit (5 Tage pro Woche) 
mit einer Mindestdauer von drei 
Monaten an. Dein Aufgabenfeld 
würde die gesamte Arbeit der 
Stiftung umfassen, gegebe-
nenfalls lässt sich aber auch ein 
Schwerpunkt ausmachen. Da die 
Arbeit mit dem Computer auch 
bei uns unerlässlich ist, solltest 
du Kenntnisse in den gängigen 
Microsoft Office-Anwendungen 
mitbringen. Außerdem sind 
Verantwortungsbewusstsein, 
schnelle Auffassungsgabe und 
Interesse an politischer Bildung 
sehr hilfreich. Die Praktikums-
ausschreibung findest du auch 
auf unserer Homepage. Deine 
Bewerbung sollte Lebenslauf und 
Motivationsschreiben enthalten 
und per Mail an uns geschickt 
werden.

Wir freuen uns auf zahlreiche, 
interessante Bewerbungen! 

so die Möglichkeit, für sich völlig 
neue Erfahrungen zu sammeln. 
Heute haben viele Therapeuten 
diese Methode weiterentwickelt 
und setzen sie weltweit ein. Und 
sie hat ihren Ursprung, die Familie, 
längst verlassen. Auch der Streit 
um die Person Bert Hellinger 
konnte der Methode letztendlich 
nichts anhaben. In der Organi-
sationsentwicklung gehört sie 
längst zum selbstverständlichen 
Handwerkszeug. Die Anwen-
dungsbereiche erweitern sich 
ständig, sie reichen inzwischen 
von Krankheits- und Organ-
Aufstellungen bis zu politischen 
und gesellschaftspolitischen 
Aufstellungen. Und darum soll es 
gehen: um gesellschaftspolitische 
Themen und um einen Versuch, 
einen komplett anderen Zugang 
zu Politik zu bekommen.

Wann: Dienstag, 10. Juni 2008, 
18 bis 21 Uhr

Wo: Grünes Zentrum, Senior-
Blumenberg-Gang (Keller)

Wer: Jeder, der Lust auf ein 
Experiment hat.

Leitung: Christopher Bodirsky

Wer Interesse oder Rückfra-
gen hat, den bitte ich um eine 
kurze Mail an info@bodirsky-
systeme.de oder 0511/90 46 
90 90.

Christopher Bodirsky ist Spre-
cher der Nordgruppe und 
Mitglied im Leitungskreis der 
Deutschen Gesellschaft für 
Systemaufstellungen – DGfS 
e.V.

Mehr über Aufstellungsarbeit : 
www.familienaufstellung.org

Veranstaltung der Stiftung Leben & Umwelt im in der Leibniz 
Universität

Renate Steinhoff
info@slu-boell.de
www.slu-boell.de 
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Auf Grüne Initiative hin hatte 
sich Rot-Grün in den Ko-

alitionsvereinbarungen für die 
Ratsperiode 2006-2011 geeinigt, 
in der laufenden Wahlperiode 
einen Ideenwettbewerb "Han-
nover City 2020" zur Zukunft 
der hannoverschen Innenstadt 
durchzuführen. 

Die Ergebnisse des Wettbewerbs 
sollen im Jahr 2010 vorliegen. 
Das Verfahren soll Vorschläge 
für Planungen, Projekte und 
Strategien für die hannoversche 
Innenstadt hervorbringen, die in 
dem dann folgenden Jahrzehnt, 
also bis etwa 2020, realisiert 
werden können. Ziel ist es, eine 
städtebauliche Bestandsmoder-
nisierung und Aufwertung inner-
halb des Cityrings, insbesondere 
der Cityränder mit der Altstadt 
zu erreichen. 

Zur Unterstützung von Rat und 
Verwaltung bei der Vorbereitung 
des städtebaulichen Ideenwettbe-
werbs für die Innenstadt konnten 
drei prominente Persönlichkeiten 
als Moderatoren / Promotoren 
gewonnen werden: Prof. Rolf 
Wernstedt, ehemaliger Land-
tagspräsident, Dipl. Ing. Jürgen 
Eppinger, ehemaliger Leiter des 
Expo-Büros der Stadtverwaltung 
und Hans Werner Dannowski, 
ehemaliger Stadtsuperintendent. 
Nachdem sie Mitte 2007 ihre 
Arbeit begonnen hatten, haben 
diese drei Personen nun ein Kon-
zeptpapier für „Hannover City 
2020“ vorgelegt. 

In ihrem Konzeptpapier stellen 
Wernstedt, Eppinger und Dan-
nowski fest, dass die hanno-
versche Innenstadt seit einigen 
Jahren viele Aufwertungen und 
Verbesserungen erfährt. Beispiele 
dafür sind der zur EXPO 2000 
umgebaute Hauptbahnhof, die 
Neugestaltung der Passerelle zur 
"Niki de Saint Phalle-Promena-
de", das ECE-Einkaufszentrum, 
die Neugestaltung des „Rosen-
viertels“, Aufwertungen der Ge-
orgstraße, des Operndreiecks, der 
Osterstraße, der Karmarschstraße 
und des Platzes der Weltausstel-
lung und die Neugestaltung der 
Langen Laube zur Stärkung des 
„Medienviertels“. 

Dennoch bleiben in der City an 
vielen Stellen städtebauliche Defi-
zite erkennbar. Beispiele für solche 
Bereiche sind der Steintorplatz, 
die Goethestraße, der Marstall, 
das Hohe Ufer, der Köbelinger 

Hannover City 
2020
Die Innenstadtmodernisierung nimmt Fahrt auf

Markt, die Herschelstraße, die 
Lavesstraße, und der ehemalige 
Hauptgüterbahnhof. Darüber 
hinaus gibt es städtebauliche 
Räume mit Gestaltungsdefiziten. 
Im Wesentlichen sind dies die 
Straßenräume des Innenstadt-
rings mit ihren übergroß dimensi-
onierten Verkehrflächen. Hier soll 
der Ideenwettbewerb "Hannover 
City 2020" ansetzen.

Für die Vorbereitung und Durch-
führung des städtebaulichen Ide-
enwettbewerbs „Hannover City 
2020“ für die Innenstadt sehen 
die drei Moderatoren/ Promo-
toren vier Arbeitsphasen vor:

• Phase 1: (ca. Juli 2007 – ca. 
Dezember 2008)

Bestandsaufnahme und Zieldis-
kussion zur Orientierung und 
Mobilisierung möglichst vieler 
Kräfte für die Teilnahme an den 
Vorbereitungen des Wettbe-
werbs.

• Phase 2: (ca. Oktober 2008 – ca. 
März 2009)

Präzisierung von Vorgaben, Zielen 
und Programmen für das Wettbe-
werbsverfahren. Erarbeitung von 
Planungsvorschlägen für einzelne 
Bereiche / Elemente / Projekte der 
Innenstadt.

• Phase 3: (ca. Januar 2009 – ca. 
Juni 2009)

Erarbeitung von Testentwürfen 
für die einzelnen Teilräume oder 
Quartiere, Projekte im öffent-
lichen Raum, neue öffentliche 
Einrichtungen, institutionelle 
Bauprojekte, und Projekte priva-
ter Bauherren oder Investoren, 
um eine größere Sicherheit in 
Bezug auf die Anforderungen 
des Wettbewerbsprogramms 
herzustellen.

• Phase 4: (ca. Juli 2009 – ca. 
Juni 2010)

Das eigentliche Wettbewerbs-
verfahren

Für die erste Arbeitsphase (bis ca. 
Ende 2008) machen Wernstedt, 
Eppinger und Dannowski in ih-

rem Konzeptpapier bereits vier 
konkrete Vorschläge: 

1. „Stadtdialog Hannover City 
2020“: 

Mobilisierung von Stadtöffent-
lichkeit und Akteuren für das 
Thema "Hannover City 2020" 
und Klärung von Aufgabenstel-
lung und Verfahren für Planung 
und Wettbewerb in einer Auf-
taktveranstaltung und einer Folge 
von ganztägigen Planungswerk-
stätten unter Beteiligung renom-
mierter Fachleute.

2. „Planungsgruppe Hannover 
City 2020“: 

Erarbeitung eines „Planwerks In-
nenstadt“ durch eine zubildende 
Planungsgruppe, das den (in-
ternationalen) TeilnehmerInnen 
des Wettbewerbs, der Fachöf-
fentlichkeit und den BürgerInnen 
der Stadt die wichtigen Phasen 
der historischen Entwicklung, die 
heutigen Qualitäten, die erkenn-
baren Probleme und städtebau-
liche Potentiale der Innenstadt 
nachvollziehbar darstellen soll.

3. Räumliche und thematische 
Planungsschwerpunkte: 

Analyse erwarteter, befürchteter 
oder erwünschter Verände-
rungen, einzelner Innenstadt-
funktionen sowie Auswertung 
von Vorschlägen aus den Wett-
bewerben oder Workshopver-
fahren der vergangenen Jahre 
als Grundlagen für realistische 
Planungsvorschläge. Überprü-
fung der Verkehrs– und Logis-
tikkonzepte für die Innenstadt, 
die die Rahmenbedingungen 
für die Gestaltung der Straßen-
räume setzen. Städtebauliche 
Testentwurfe für Teilbereiche (z.B. 
Teile des Innenstadtrings) oder 
Teilfunktionen (z.B. Wohnen) 
oder angestrebte Qualitäten (z.B. 
Wohn- oder Aufenthaltsqualität) 
zur Klärung der Aufgabe.

4. „Anthropologie Hannovers“:

Ergänzung der stadtplanerischen 
und städtebaulichen Ansätze 
durch sozial– und kulturge-
schichtliche Untersuchungen und 
Darstellungen.

Jetzt geht es los - die Innenstadt-
modernisierung „Hannover City 
2020“ nimmt Fahrt auf!

Michael Dette
michael.dette@ 
hannover-rat.de 

Ein Blick in Die Zukunft von Hannovers Innenstadt:  
Hannover City 2020



16

T er  m ine 
15.05.	19 :00
Regionsparteirat, Grünes Zen-
trum, Senior-Blumenberg-Gang 
18.05.	11 :00
Hannover autofrei erobern. 
Grünes Diskussionsforum auf 
dem Platz der Weltausstellung 
und Stand auf dem Solarfest am 
Friedrichswall
20.05. 	14 :30
AG Personal & Organisation, Se-
nior-Blumenberg-Gang 1, EG
20.05.	18 :30
AG Kinder & Jugend, Senior-Blu-
menberg-Gang 1, UG
20.05.	18 :30
AG Schule, Senior-Blumenberg-
Gang 1, EG
21.05.	17 :30
Erstes Treffen für den Grünen Club 
im Senior-Blumenberg-Gang 1
21.05.	18 :00
AG Frauen, Frauen-Treffpunkt, 
Jakobistr. 2
22.05.	18 :30
AG Migration, Senior-Blumen-
berg-Gang 1, UG
25.05.	16 :00
Stromwechsel-Café, Großer 
Gemeindesaal der Nazarethkir-
chengemeinde, Sallstr. 57
27.05.	18 :30
AG Sport, Senior-Blumenberg-
Gang 1, EG
28.05.	17 :00
AG Wirtschaft & Finanzen, Senior-
Blumenberg-Gang 1, EG
28.05.	17 :30
AG Umwelt & Energie, Regi-
onshaus
02.06	18 :00
AG Bauen, Wohnen, Verkehr, 
Senior-Blumenberg-Gang 1, UG 
02.06.	18 :00
AG Soziales, Senior-Blumenberg-
Gang 1, EG
06.06.	17 :00
Mitgliederversammlung Regi-
onsverband
09.06.	18 :00
Verkehrs-AG (Schwerpunkt Regi-
on), Hildesheimer Straße 20
10.06.	18 :00
Versuch eines anderen Zugangs 
zu Politik, Senior-Blumenberg-
Gang 1

11.06.	17 :00
AG Wirtschaft & Finanzen, Senior-
Blumenberg-Gang 1, EG
16.06.	15 :30
AG Personal & Organisation, Se-
nior-Blumenberg-Gang 1, EG
16.06.	18 :00 Uhr
AG Kultur, Senior-Blumenberg-
Gang 1, UG
17.06.	18 :30
AG Kinder & Jugend, Senior-Blu-
menberg-Gang 1, UG
17.06.	18 :30
AG Schule, Senior-Blumenberg-
Gang 1, EG
17.06.	19 :30
Vortrag Ursula Helmhold zur 
Sozialpolitik, Grundschule Hinter 
der Burg, Springe
19.06.	18 :30
AG Migration, Senior-Blumen-
berg-Gang 1, UG
24.06.	18 :30
AG Sport, Senior-Blumenberg-
Gang 1, EG
25.06	17 :30
AG Umwelt & Energie, Regi-
onshaus 
30.06.	18 :00
AG Bauen, Wohnen, Verkehr, 
Senior-Blumenberg-Gang 1, UG 
02.07.	18 :00
AG Frauen, Frauen-Treffpunkt, 
Jakobistr. 2
03.07.	19 :00
Regionsparteirat, Senior-Blumen-
berg-Gang 1
07.07.	18 :00
AG Soziales, Senior-Blumenberg-
Gang 1
25.08.	18 :00
Verkehrs-AG 2008 (Schwerpunkt 
Region), Hildesheimer Straße 
20
27.08.	17 :30
AG Umwelt & Energie
04.09.	19 :00
Regionsparteirat, Senior-Blumen-
berg-Gang 1
13.09.
Mitgliederversammlung Regi-
onsverband
W e i t e r e  T e r m i n e :  
www.gruene-hannover.de 

Die Grüne Jugend trifft sich 
jeden Mittwoch um 18.00 Uhr  

im Grünen Zentrum. 

InteressentInnen sind  
herzlich Willkommen! 

Grüne Seiten sind das Mitteilungsblatt 
des Regionsverbands Hannover von 
Bündnis 90/Die Grünen, Senior-Blu-
menberg-Gang 1, 30159 Hannover.

An dieser Ausgabe haben mitgear-
beitet: Sven-Christian Kindler, Brigitte 
Deyda, Dieter Albrecht, Jan Haude, 
Maaret Westphely, Angela Klingrad, 
Christopher Bodirsky, Christian Gut-
schwager, Enno Hagenah, Janine 
Drolinvaux, Mark Bindert, Mark 
Meißner, Jeanette Weinrich, Patrick 
Drenske, Rudi Zimmeck, Carolin 
Friedemann, Ruth Wenzel, Günter 
Wulfert, Dietmar Beck, Katrin Studier, 
Ingrid Wagemann, Dorota Szymans-
ka, Andrea Guthaus, Ronald Schütz 
und Christian Günther (V.i.S.d.P.).

Druck: Forum Druck, Striehlstr. 
11, 30159 Hannover, Tel. 0511-
1316224.

Versand: Lister Copy und Büro Service, 
Pelikanstr. 13 A, Tel. 96546-0

Grüne Seiten werden kostenlos an 
alle Mitglieder von Bündnis 90/Die 

Bündnis 90/Die Grünen
Senior-Blumenberg-Gang 1
30159 Hannover

Tel. 0511/300 88 66, 
Fax 0511/300 89 66

region@gruene-hannover.de
www.gruene-hannover.de

Bankverbindung:
Kontonr.: 8418700
Bank für Sozialwirtschaft
Bankleitzahl: 251 205 10

I M P R E S S U M
Grünen Regionsverband Hannover 
verschickt. Die nächsten Grünen 
Seiten erscheinen voraussichtlich im 
September 2008.

Wir freuen uns über jede Spende 
und sind von der regelmäßigen 
Zahlung der Mitgliedsbeiträge  
abhängig. 

Der Mitgliedsbeitrag beträgt 
1% des Nettoeinkommens. 
Beitragsanpassung dringend 
erwünscht!

Mitgliedsbeiträge und Spenden
Hierzu reicht ein Anruf oder 
eine Mail. Auch Einzugser-
mächtigungen könnt ihr uns 
ganz einfach telefonisch oder 
per Mail erteilen! 

Bei Fragen meldet euch in der 
Geschäftsstelle.

Grüner Zukunftstag
Fünfzehn Mädchen und Jungen informierten sich bei Bündnis 
90/Die Grünen in Hannover.

Bündnis 90/Die Grünen in der Region Hannover beteiligten sich 
wie schon in den vergangenen Jahren mit ihrem Zukunftstag 
am Girls’ Day. 15 Schülerinnen und Schüler zwischen 10 und 
16 Jahren besuchten das Grüne Zentrum, das Rathaus und den 
Landtag. Begleitet wurden sie den ganzen Tag von Julia Amthor 
und Tobias Leverenz von der Grünen Jugend.


